Mediengespräch vom 21. Juni 2010
Fortschreitender Realitätsverlust
Die unverschämten Managersaläre und Boni-Exzesse gefährden das wirtschaftliche Erfolgsmodell Schweiz. Die Reaktion der Politik ist heuchlerisch und unglaubwürdig. Manager und Politik leiden unter fortschreitendem Realitätsverlust. Für Travail.Suisse, den unabhängigen Dachverband von 170'000 Arbeitnehmenden, braucht es deshalb fundamentale Veränderungen. Es reicht nicht aus, die Aktionäre zu stärken. Ebenso wichtig ist die Stärkung der Mitarbeitenden durch eine Personalvertretung im Verwaltungsrat.

Martin Flügel, Präsident Travail.Suisse
1.
Manager bleiben sich treu
Die Untersuchung und Analyse zu der Entwicklung der Managersaläre und -boni im Jahr 2009 zeigt eines ganz deutlich: Die Manager bleiben sich treu, der Lerneffekt der Krise ist gleich null. 

Die Steigerung der Saläre ist zwar zum Teil etwas tiefer ausgefallen als in vorangehenden Jahren. Es gibt auch einige Firmen, in welchen die höchsten Entschädigungen nominell gesunken sind und sich die Lohnschere dadurch ein wenig geschlossen hat. Dies ist aber einzig und allein auf die wirtschaftliche Situation zurück zu führen. Dort, wo die Krise nicht stattgefunden hat – wie in der Pharmaindustrie – oder wo sie nicht mehr akut ist – wie bei den Banken – geht die Entwicklung weiter wie zuvor oder hat sich sogar noch beschleunigt.

Dass mit der Credit Suisse und der UBS ausgerechnet zwei Banken die höchste Lohnschere 2009 bzw. die grösste Öffnung der Lohnschere im Jahr 2009 aufweisen, beweist, dass die Manager nichts gelernt haben und weiterhin unter einem fortschreitenden Realitätsverlust leiden.
2.
Das wirtschaftliche Erfolgsmodell Schweiz ist angeschlagen
Dieser Realitätsverlust hat gravierende Folgen für unser Land. Der wirtschaftliche Erfolg und die politische Stabilität der Schweiz beruhen nämlich zu einem grossen Teil auf einer Balance zwischen Geben und Nehmen, auf dem Anstand im Umgang miteinander und auf dem Ausgleich der Interessen, zum Beispiel in einer gut funktionierenden  Sozialpartnerschaft.
Mit dem Rückzug in ihre eigene Welt, in der Anstand, Sozialpartnerschaft und gegenseitige Rücksichtnahme keinen Wert mehr haben, gefährdet eine kleine Gruppe von Managern dieses wirtschaftliche Erfolgsmodell. Wenn nämlich die einen für einen knappen Lohn schuften sollen bis zum Umfallen und sich gleichzeitig das Management grosszügig bedient, dann spottet das jeglicher Lohn- und Leistungsgerechtigkeit. Das Vertrauen, das die Grundlage ist für Leistungsbereitschaft und Loyalität der Arbeitnehmenden, aber auch für den flexiblen Arbeitsmarkt und die allgemein wirtschaftlich tiefe Regulierungsdichte, wird damit zerstört.

3.
Reaktion der Politik ist heuchlerisch und unglaubwürdig
Vor einem Jahr habe ich an dieser Stelle noch die Hoffnung geäussert, dass die Politik – im Gegensatz zu den Managern – den Kontakt zu der Realität der Schweiz nicht vollständig verloren hat und deshalb sensibler ist für die zerstörerische Kraft dieser Entwicklung. Diese Hoffnung ist jedoch enttäuscht worden.

Wenn bürgerliche Politikerinnen und Politiker meinen, dass die Manager weiterhin mit Samthandschuhen zu behandeln sind, oder den Versuch unternehmen, mit einem zahnlosen Gegenvorschlag der Abzocker-Initiative das Wasser abzugraben, dann zeugt auch dies von einem fortschreitenden Realitätsverlust.
Die einzige Einsicht, die im Bundeshaus mehrheitsfähig ist, besteht darin, dass wohl etwas getan werden muss – und sei es nur, um Schlimmeres zu verhindern. Ein grosser Teil der Politikerinnen und Politiker bis weit in die sogenannte Mitte hinein, ist jedoch den Managern hörig und verhindert alles, was diesen nicht genehm sein könnte. Das geht so weit, dass im Parlament Augenmass und Vernunft gepredigt werden, um damit griffige Massnahmen gegen die Masslosigkeit und die Rücksichtslosigkeit auf den Teppichetagen zu verhindern. Das ist heuchlerisch und unglaubwürdig.
4.
Was tun? – Die Forderungen von Travail.Suisse
Wir beobachten jetzt die Entwicklung der Managersaläre und Boni sowie die politische Reaktion auf diese Entwicklung seit vielen Jahren. Für Travail.Suisse ist klar, dass die Selbstregulierung versagt hat. Nötig sind griffige Massnahmen und grundlegende Änderungen, um dem wirtschaftsfeindlichen und zerstörerischen Treiben auf den Teppichetagen ein Ende zu bereiten. Dazu gehören für Travail.Suisse folgende Massnahmen:
· Begrenzung der Boni und Verbot von Sonderzahlungen: Wenn Boni 90 Prozent der Jahresentschädigung ausmachen, dann arbeitet ein Manager nur noch für den Bonus und nicht mehr für das langfristige Wohl des Unternehmens. Wenn darüber hinaus mit Abgangsentschädigungen das Risiko des Scheiterns und mit Antrittsentschädigungen die Wirkung von langfristig angelegten Entschädigungssystemen ausgehebelt werden, dann werden diese „leistungsorientierten“ Bonisysteme definitiv zur Farce. Boni müssen deshalb auf ca. einen Monatslohn begrenzt und Abgangs- bzw. Antrittsentschädigungen verboten werden.
· Bonisteuer ab 1 Million: Boni über eine Million dürfen von den Unternehmen nicht mehr als Geschäftsaufwand vom Gewinn abgezogen werden und unterliegen somit der Gewinnbesteuerung. Damit wird einerseits für die Unternehmen und damit auch die Aktionäre ein Anreiz gegen die unsäglichen Millionenboni geschaffen. Andererseits fliesst noch etwas Geld in die Kasse der öffentlichen Hand, was auch den Normalverdienern zu Gute kommt. Für Travail.Suisse ist klar, dass eine solche Boni-Steuer nicht nur für die Finanzbranche, sondern für alle Unternehmen in der Schweiz einzuführen ist.
· Abstimmung über Saläre der Konzernleitung: Mit der Abzockerinitiative und dem indirekten Gegenvorschlag liegen politische Geschäfte auf dem Tisch, die den übertriebenen Managerlöhnen insbesondere mit einer Stärkung der Aktionäre beikommen wollen. Dies ist für Travail.Suisse nur dann akzeptabel, wenn die Aktionäre nicht nur über die Entschädigung des Verwaltungsrates, sondern auch über die Managersaläre bestimmen können. Und zwar muss dabei volle Transparenz hergestellt werden und es darf nicht nur eine Abstimmung über ein abstraktes Vergütungsreglement stattfinden.
· Personalvertretung im Verwaltungsrat: Die Stärkung der Aktionärsdemokratie alleine reicht aber nicht aus. Denn Investoren sind nicht ausschliesslich vernünftige Einzelaktionäre und langfristig orientierte Pensionskassen, sondern vor allem auch am kurzfristigen Gewinn interessierte Hegde Fonds und Investmentbanker. Und genau bei den Hedge Fonds und den Investmentbankern haben die Lohnexzesse ihren Anfang genommen. Nötig ist deshalb vielmehr, dass das Lohnkartell aufgebrochen und die langfristige Orientierung der Unternehmen gestärkt wird. Dies leistet eine Personalvertretung im Verwaltungsrat. Diese stärkt die Ausrichtung auf die lange Frist und bindet die kurzfristige Gewinnmaximierung zurück, da nur das langfristige Überleben den Mitarbeitenden den Arbeitsplatz und soziale Sicherheit bietet. Zudem bricht sie das Lohnkartell auf und verhindert, dass die Vergütungssysteme allein von den Betroffenen – um nicht zu sagen von den Profiteuren – festgelegt wird.
Alle diese Massnahmen zielen nicht darauf ab, die Topmanager zu bestrafen. Travail.Suisse geht es nur darum, das Vertrauen wieder herzustellen, das für das Funktionieren des Erfolgsmodells Schweiz nötig ist. Wenn es der Wirtschaft und der Politik nicht gelingt, dieses Vertrauen mit griffigen Massnahmen zurück zu gewinnen, dann wird in der direkten Demokratie der Schweiz die Bevölkerung das Zepter übernehmen und schon bald Regulierungen beschliessen, die kaum im Interesse der Unternehmen und der Arbeitnehmenden sein dürften.
